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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/927

02.05.2019

Mönke, Christina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

FD 3.1 Kinder, Jugend, Sport

Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Familienzentren - Verteilung der Mittel für den besonderen 
Schwerpunkt "Integration"
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

22.05.2019 Jugendhilfeausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Die Verteilung der Mittel für den besonderen Schwerpunkt zur Förderung der 
Integration an Familienzentren erfolgt entsprechend der Verteilung in 2018. 
Überschüsse werden an die Familienzentren gleichmäßig verteilt, die ihren 
Projektansatz erhöht haben. 

Sachverhalt: 
Das Land Schleswig-Holstein stellt den Familienzentren neben der 
Regelprojektförderung seit 2017 zusätzliche Mittel zur Förderung des besonderen 
Schwerpunktes Integration zur Verfügung. Der Erlass für die Jahre 2018/19 ist 
beigefügt.

Der Jugendhilfeausschuss hat auf Vorschlag der Verwaltung am 21.02.2018 
beschlossen, die Mittel wie auch im Jahr 2017 bedarfsgerecht auf Antrag der 
Familienzentren zu verteilen.

 Während die Mittel im Jahr 2017 nicht ausgeschöpft wurden, ist die zur Verfügung 
stehende Fördersumme für 2018 in Höhe von 178.503 € mit einer Antragshöhe von 
244,022 € deutlich überzeichnet gewesen.

Die Situation wurde mit den Familienzentren am 30.05.2018 auf einem Fachtag 
erörtert. Einheitlich gab es die Empfehlung, die beantragte Fördersumme prozentual 
gleichmäßig runter zu setzen. Das vereinbarte Verfahren bleibt so gem. Beschluss 
bestehen, die unterschiedlichen regionalen Bedarfe finden Anwendung.

Im September wurden die Familienzentren darüber informiert, dass für 2019 
gleichbleibend hohe Zuschüsse für den Schwerpunkt der Integration vom Land zu 
erwarten sind. Die Familienzentren haben in der Masse erneut die für 2018 erhaltene 
Summe beantragt oder zumindest das bisherige Antragsvolumen wiederholt. 
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Die Überzeichnung der zur Verfügung stehenden Mittel von 178.503 € liegt bei einer 
Antragssumme von 236.329 € niedriger.

Die Mittelverteilung (Fördersumme) wie auch die Antragssumme aus 2019 inkl. 
geleisteter Rückforderungen aus 2017 ist aus der Anlage ersichtlich.

Die Verwaltung schlägt vor, die Mittel entsprechend der Verteilung von 2018 
fortzuschreiben und keine neue prozentuale Berechnung vorzunehmen.
Die Projekte sind inhaltlich alle schlüssig und nachvollziehbar. Die Projekte, die keine 
erhöhte Fördersumme geltend gemacht haben, sollten nicht „bestraft“ werden.
Da ein Projekt die Antragssumme reduziert hat, kann dieser „Überschuss“ verteilt 
werden. 

Finanzielle Auswirkungen: 
Keine, Landesmittel.

Anlage/n: 
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Förderung von Familienzentren 
2018 und 2019

Gl.Nr. 6661.17

Erlass des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Jugend, 
Familie und Senioren 
vom 11. Dezember 2017 - VIII 345 - 464.43-007-02 -

Präambel

Das Land fördert die Entwicklung von Familienzen- 
tren. Familienzentren sind Einrichtungen, die über 
Bildung, Erziehung und Betreuung hinaus niedrig-
schwellige Angebote zur Förderung von Kindern 
und Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und 
mit unterschiedlichen Bedürfnissen bereitstellen. 
Den ersten Schritt der Kita-Qualitätsoffensive der 
neuen Landesregierung stellt der Ausbau der Fami-
lienzentren dar. Unter dem Vorbehalt der zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmittel werden die Mittel 
für Familienzentren in den Jahren 2018 und 2019 
auf 3,5 Mio. € erhöht (Abschnitt I). 

Weiterhin stellt die Landesregierung mit ergänzen-
den Förderbestimmungen in den Jahren 2018 und 
2019 für den Schwerpunkt „Integration“ in Familien-
zentren zusätzliche Mittel in Höhe von 2,0 Mio. € 
zur Verfügung. Beabsichtigt ist, die Arbeit der Fami-
lienzentren zu stärken und deren Aufgabenspek- 
trum zu erweitern (Abschnitt II).

Die Landesregierung beabsichtigt, in den Jahren 
2018 und 2019 einen Qualitätsentwicklungsprozess 
anzubieten, an dem sowohl Kreise und kreisfreie 
Städte als auch die Einrichtungen mitwirken sollen.

I.  

Förderung von Familienzentren

1 Zuschusszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Ju-
gend, Familie und Senioren gewährt Zuwendun-
gen für Familienzentren gemäß § 26 Abs. 2 Satz 2 
des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) i.V.m. der 
„Vereinbarung zwischen Land und Kommunen 
zum Krippenausbau“ nach Maßgabe der Landes-
haushaltsordnung und dieser Grundsätze.

1.2 Im Rahmen der Förderung von Familienzentren 
werden bestehende bzw. aufzubauende Anlauf-
stellen für Familien im Sozialraum unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Angebotsstrukturen 
bezuschusst.

2 Zuschussempfängerinnen/Zuschussempfänger

2.1 Zuschussempfänger sind die Kreise und kreis-
freien Städte. Sie sollen als örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe die Mittel eigenverant-
wortlich nach den Maßgaben dieses Erlasses 
weiterleiten.

2.2 Zusätzliche Verwaltungsaufgaben, die auf 
kommunaler Ebene in den Jahren 2018 und 2019 
aufgrund der Landesförderung von Familienzen- 
tren entstehen, sind zuwendungsfähig und kön-

nen vor der Weiterleitung der Fördermittel an die 
Letztempfänger durch Einbehaltung von bis zu ei-
nem Prozent der jeweiligen Fördersumme kom-
pensiert werden.

3 Zuschussvoraussetzungen

3.1 Für die Zuweisung der bisherigen Fördersumme 
an die Kreise und kreisfreien Städte als Zuschuss- 
empfänger war das Vorliegen einer Sozialraum- 
analyse notwendig. Auf diesen Daten basierend 
sollte das kommunale Gesamtkonzept der Kreise 
und kreisfreien Städte festlegen, wo Regeleinrich-
tungen zu Familienzentren weiterentwickelt wer-
den. Voraussetzungen für die erhöhte Zuweisung 
an die Kreise und kreisfreien Städte als Zuschuss- 
empfänger ist nunmehr eine angemessene Be-
rücksichtigung der jeweiligen sozialräumlichen 
Gegebenheiten. Familienzentren, die nach diesem 
Erlass gefördert werden, sollen folgendes Aufga-
benprofil erfüllen:

– Die Einrichtung bietet Familien wohnortnahe Un-
terstützung durch niedrigschwellige Angebote.

– Die Einrichtung ist eine Anlaufstelle für Familien 
im Sozialraum, setzt je nach regionalem Umfeld 
unterschiedliche Schwerpunkte und geht dabei 
auf die verschiedenen Bedarfe der Familien ein.

– Die Einrichtung ist den Familien im Sozialraum 
als Regeleinrichtung (Kita, Schule) oder Insti-
tution, die mit den Angeboten einer Regelein-
richtung bereits vernetzt ist (z.B. Familienbil-
dungsstätte, Mehrgenerationenhaus), bekannt 
und vertraut. Sie hält Betreuungsangebote und 
begleitende Hilfen vor. Neue Einrichtungen 
sind förderfähig, sofern sie mit einer Regelein-
richtung kooperieren.

– Sie kooperiert mit den maßgeblichen Akteuren 
und vernetzt bestehende und/oder neu entste-
hende Angebote für Familien im Sozialraum 
insbesondere im Bereich der Jugendhilfe sowie 
des Sozial- und Gesundheitswesens.

– Die Einrichtung von Familienzentren soll nicht 
zu Doppelstrukturen und Konkurrenzen mit 
Angeboten der öffentlichen Jugendhilfe (z.B. 
Frühe Hilfen oder Erziehungsberatung) führen. 
Vielmehr geht es darum, Angebote stärker 
aufeinander abzustimmen und Kooperationen 
zu ermöglichen. Das   kommunale Gesamtkon-
zept soll diesen Aspekt berücksichtigen.

3.2 Die Zuschussempfänger haben ihren Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern den festgeleg-
ten Mindestlohn für Zuwendungsempfänger ge-
mäß dem Landesmindestlohngesetz des Landes 
Schleswig-Holstein zu zahlen.

4 Gegenstand der Förderung

4.1 Die Kreise und kreisfreien Städte legen fest, ob 
die Erhöhung der Mittel in die bestehenden Ein-
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richtungen fließt oder ob die Anzahl der geförder-
ten Familienzentren erhöht wird.

4.2 Trägern von Familienzentren kann im Rahmen 
der nach Ziffer 3 zugewiesenen Mittel eine Förde-
rung bis zur Höhe von 35.000 € je Familienzen- 
trum gewährt werden. Einrichtungen erhalten die 
finanzielle Förderung vornehmlich für eine halbe 
Fachkraftstelle in ihrer Einrichtung mit herausge-
hobener und schwieriger, verantwortungsvoller 
Tätigkeit (vergleichbar TVöD SuE 8 b). Eventuelle 
Restmittel können für mit der Koordination zu-
sammenhängende Sach- (Lehr- und Lernmittel, 
Fortbildungen, Honorare, etc.) und Gemeinkosten 
verwendet werden. 

4.3 Geringere Stellenanteile können nur bei bereits 
bestehenden Familienzentren gefördert werden, 
sofern die bereits bestehenden und die zu fördern-
den Anteile zusammen eine halbe Stelle ergeben. 

4.4 Für neu entstehende Familienzentren können 
die Sachmittel für die Konzepterstellung, Prozess-
begleitung sowie für Beteiligungsverfahren in 
Höhe von bis zu 50 Prozent der Zuweisung ver-
wendet werden.

4.5 Die Familienzentren sollen Angebote in folgen-
den Handlungsfeldern entwickeln:

1. Stärkung der Kompetenz der Eltern durch indi-
viduelle Beratung und Begleitung in ihren je-
weiligen Lebenssituationen,

2. Förderung einer bruchlosen Bildungsbiografie,

3. Stärkung des effektiven Übergangs von der 
Kita zur Grundschule,

4. Förderung von sozial besonders benachteilig-
ten Kindern,

5. Stärkung der Erziehungskompetenz durch El-
ternbildung,

6. Förderung der Integration,

7. Unterstützung der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, z.B. durch Ganztagsbetreuungsan-
gebote.

Mindestens drei der genannten sieben Handlungs-
felder müssen im Konzept der Einrichtung darge-
legt werden.

Für das unter Abschnitt I Ziffer 3.5 benannte 
Handlungsfeld „Förderung der Integration“ finden 
zudem die unter Abschnitt II des Erlasses nachfol-
gend aufgeführten ergänzenden Förderbestim-
mungen Anwendung.

II.  

Ergänzende Förderbestimmungen

1 Zuschusszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Ju-
gend, Familie und Senioren gewährt Zuwendun-
gen für Familienzentren zur Weiterentwicklung 

des Handlungsfelds Integration gemäß Abschnitt I 
Ziffer 3.5 dieses Erlasses nach Maßgabe der Lan-
deshaushaltsordnung und dieser Grundsätze.

1.2 Förderfähig sind die bereits durch das Land 
nach Abschnitt I dieses Erlasses geförderten Fa-
milienzentren. Darüber hinaus kann der Kreis/die 
kreisfreie Stadt entscheiden, dass auch weitere, 
im Gebiet des Kreises/der kreisfreien Stadt bereits 
existierende Familienzentren an dieser zusätzli-
chen Förderung teilhaben können.

1.3 Im Sozialraum des Familienzentrums muss eine 
nennenswerte Zahl von Familien mit Flucht- oder 
Migrationshintergrund leben.

1.4 Das Familienzentrum muss den Schwerpunkt 
der Integration gemäß Abschnitt I Ziffer 3.5 die-
ses Erlasses gewählt haben.

1.5 Mit den Fördermitteln kann auch die Qualifizie-
rung von vorhandenen Sprachmittlern bzw. von 
Kita-Lotsen bezuschusst werden, sofern dies 
nicht bereits durch Bundesmittel geschieht. 

1.6 Förderfähig sind daneben Aufwendungen für 
die Beschäftigung von Sprachmittlern bzw. Ki-
ta-Lotsen. Soweit das Familienzentrum mit ande-
ren Kindertageseinrichtungen kooperiert, ist der 
Einsatz von Kita-Lotsen auch dort möglich. 

1.7 Personelle Aufstockungen zur verstärkten An-
sprache der genannten Zielgruppe sind förderfähig. 

1.8 Die Familienzentren können die im Zusammen-
hang mit dem Handlungsfeld entstehenden spezi-
fischen Sachkosten abrechnen.

1.9 Soweit eine Teilnahme am Bundesprogramm 
„Kita-Einstieg“ erfolgt, ist durch Abgrenzung si-
cherzustellen, dass eine Doppelförderung nicht 
stattfindet.

2 Zuschussempfängerinnen/Zuschussempfänger

2.1 Zuschussempfänger sind die Kreise und kreis-
freien Städte. Sie sollen als örtliche Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe die Mittel eigenverantwort-
lich nach den Maßgaben dieses Erlasses weiterlei-
ten.

2.2 Zusätzliche Verwaltungsaufgaben, die auf 
kommunaler Ebene in den Jahren 2018 und 2019 
aufgrund der ergänzenden Förderung von Famili-
enzentren entstehen, sind zuwendungsfähig und 
können vor der Weiterleitung der Fördermittel an 
die Letztempfänger durch Einbehaltung von bis zu 
einem Prozent der jeweiligen Fördersumme kom-
pensiert werden.

III.  

Zuweisung, Verfahren und Inkrafttreten

1 Weiterleitung der Mittel 

1.1 Die Kreise und kreisfreien Städte als Zuschuss- 
empfänger haben die Mittel in eigener Verantwor-
tung unter Beachtung der Förderfähigkeit der 
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Maßnahme und nach Maßgabe der Bestimmun-
gen über die Weiterleitung der Mittel auszuzahlen. 

1.2 Sie leiten die Mittel entweder direkt oder im 
gegenseitigen Einvernehmen zwischen Kreis und 
Standortgemeinden auf deren Antrag über die 
Standortkommunen an die Letztempfänger (Trä-
ger von Familienzentren) weiter. Diese müssen die 
Mittel entsprechend des Antrags ihrer Einrichtung 
zu den in Ziffer 3 genannten Maßnahmen verwen-
den. Die Kreise und kreisfreien Städte können für 
die nach Abschnitt II zur Verfügung stehenden 
Mittel zur Stärkung des Handlungsfeldes Integra-
tion auch sogenannte Poollösungen erarbeiten. 
D.h., eine Stelle erarbeitet Konzepte oder Maß-
nahmen für mehrere Träger. Dieses Verfahren ist 
mit allen beteiligten Trägern  abzustimmen.

1.3 Bei der Weiterleitung ist die Trägerlandschaft in 
den jeweiligen Kreisen und kreisfreien Städten an 
öffentlichen und freien Trägern der Einrichtungen 
zu berücksichtigen.

1.4 Die Verwendung bzw. Weiterleitung der Mittel 
hat unter Beachtung von § 44 der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) und den hierzu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften zu erfolgen. 

1.5 Vor der Weiterleitung von Landesmitteln ist zu 
überprüfen, ob die Letztempfänger die Vorgaben 
des Landesmindestlohngesetzes für Zuwendungs-
empfänger erfüllen.

2 Art, Umfang und Höhe der Zuweisung

2.1 Die Förderung wird als Festbetragsfinanzierung 
gewährt. 

2.2 Die Verteilung der Mittel gemäß § 26 Abs. 2 
Satz 2 FAG auf die Kreise und kreisfreien Städte 
richtet sich nach dem Verhältnis, in dem die Zahl 
der dort in Kindertageseinrichtungen betreuten 
Kinder im Alter von null bis drei und drei bis  
14 Jahren zur Gesamtzahl aller dieser im Land be-
treuten Kinder steht, der Dauer der Betreuung 
und dem Anteil der Kinder aus überwiegend nicht 
deutsch sprechenden Familien im vergangenen 
Jahr. Dabei sind die Kinderzahlen im Alter von null 
bis drei Jahren mit 60 Prozent, die Kinder im Alter 
von drei bis 14 Jahren mit 30 Prozent und die 
Betreuungsdauer und Sprachbildung mit jeweils 
fünf Prozent zu berücksichtigen. Maßgeblich für 
die dabei zugrunde gelegte Zahl der Kinder ist die 
amtliche Kinder- und Jugendhilfestatistik des Sta-

tistischen Amtes für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein für das Jahr 2017.

2.3 In den Haushaltsjahren 2018 und 2019 stehen 
vorbehaltlich der Verabschiedung des Landes-
haushalts durch den Haushaltsgesetzgeber für die 
Förderung von Familienzentren nach Abschnitt I 
jeweils 3,5 Mio. € pro Jahr zur Verfügung. Die 
Verteilung auf die Kreise und kreisfreien Städte ist 
der Anlage 1 zu entnehmen.

2.4 Die Mittel in Höhe von 2,0 Mio. € zur Verstär-
kung des Handlungsfelds Integration nach Ab-
schnitt II dieses Erlasses stehen vorbehaltlich 
der Verabschiedung des Landeshaushalts durch 
den Haushaltsgesetzgeber in den Haushaltsjah-
ren 2018 und 2019 zur Verfügung. Die Vertei-
lung auf die Kreise und kreisfreien Städte ist der 
Anlage 2 zu entnehmen. Sie ist insofern abwei-
chend geregelt. 

3 Verfahren

3.1 Das Land zahlt den Kreisen und kreisfreien 
Städten als Zuschussempfänger auf ihren formlo-
sen Antrag in den Jahren 2018 und 2019 die ih-
nen gemäß Abschnitt I sowie Abschnitt II zuge-
wiesenen Mittel jeweils innerhalb eines Haus-
haltsjahres aus. 

3.2 Die Kreise und kreisfreien Städte als Zuschuss- 
empfänger stellen sicher, dass bei allen Angebo-
ten gemäß Abschnitt I Ziffer 3.5 sowie Abschnitt II 
Ziffer 1 kontinuierlich die Zielerreichung überprüft 
wird.

3.3 Die Kreise und kreisfreien Städte als Zuschuss- 
empfänger prüfen die jährlich vorzulegenden Ver-
wendungsnachweise der geförderten Träger und 
legen dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Jugend, Familie und Senioren jährlich Rahmenver-
wendungsnachweise vor, mit denen sie die sach-
gemäße Verwendung der Mittel sowie die rechne-
rische Richtigkeit der Verwendungsnachweise der 
Träger feststellen. Das Land wird hierzu Vorlagen 
erarbeiten. Die Übermittlung der Rahmenverwen-
dungsnachweise für 2018 bzw. 2019 hat bis zum 
30. Juni 2019 bzw. bis zum 30. Juni 2020 zu er-
folgen.

4 Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. Er 
ist bis zum 31. Dezember 2019 befristet.

Amtsbl. Schl.-H. 2018 S. 9

Anl. 1

Anl. 2
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Stand: 04.10.2018 

Übersicht Förderung von Familienzentren Kreis Rendsburg-Eckernförde 
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Familienzentren 

Förder-
zeitraum 

Landesmittel 
 

Förderung 
Jährlich 

 
Kreis RD: 
200.000 € 

Förder-
zeitraum 

Landesmittel 
neu 

 

 
Förderung 

jährlich  
 

Kreis RD: 
307.351€ 

 

Förder-
zeitraum 

Kreismittel 

För-
derung 
jährlich 

 
Integrationsmittel 

(Landesmittel) 
2017 

 

Integrationsmittel 
(Landesmittel) 

Jährlich 
(Kreis RD: 

164.733€/ davon 
158.167,20 € 
verbraucht) 

 

 
Integrationsmittel 

(Landesmittel) 
 

2018/2019 
 
 

Integrationsmittel 
(Landesmittel) 

 
Gesamtförderung 
Kreis RD: 178.503€ 

Gettorf 

 
2015-2018 17.000€ 2018-2019 26.354,60 €   2017 10.241€ 2018/2019 32.675,50€ 

Mastbrook 

 
2015-2018 23.000€ 2018-2019 35.000,00 €   2017 33.523€ 2018/2019 25.724,03€ 

Nortorf 

 
2015-2018 17.000€ 2018-2019 26.354,60 € 2015-2017 5.000€ - - - - 

Rendsburg 

Nobiskrug 
2015-2018 23.000€ 2018-2019 35.000,00 € 2014-2016 5.000€ 2017 54.800€ 2018/2019 40.086,36€ 

Schacht-Audorf 

St. Johannis 
2015-2018 17.000€ 2018-2019 26.354,60 € 2014-2016 5.000€ - - - - 

Rendsburg 

St. Jürgen 

2015-2018 

 
23.000€ 2018-2019 35.000,00 €   2017 25.000€ 2018/2019 18.287,57€ 

Aukrug 2015-2018 

 
17.000€ 2018-2019 26.354,60 € 2012-2014 5.000€ 2017 11.000€ 2018/2019 18.287,57€ 

Eckernförde 

Borby 
2015-2018 23.000€ 2018-2019 35.000,00 € 2013-2015 5.000€ 2017 8.894€ 2018/2019 15.598,57€ 

Hanerau-

Hademarschen 
2015-2018 20.000€ 2018-2019 30.965,00 € 2015-2017 5.000€ 2017 5.000€ 2018/2019 2.194,51€ 

Kronshagen 

 
2015-2018 20.000€ 2018-2019 30.965,00 € 2013-2015 5.000€ 2017 9.709,20€ 2018/2019 25.648,89€ 
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Hohenwestedt 

 
    2017-2020 15.000€     

Büdelsdorf 

 
    2018-2021 15.000 €     

Parksiedlung 

 
    2018-2021 15.000 €     

ggf. Weiteres FZ 
 
 

    2018-2021 15.000 €     





Mittelverteilung Integration Familienzentren 2018/2019

Integration Antragsvolumen Fördersumme Erstattung Antragsvolumen Fördersumme Antragsvolumen
2017 164.733,00 €

2017 2017 2017 2018 2018 2019 2018 178.503,00 €

2019 178.503,00 €

Rendsburg

Nobiskrug

Schacht-Audorf

St. Johannis

Rendsburg

St. Jürgen

Eckernförde

Borby

Hanerau-

Hademarschen
5.000,00 € 5.000,00 € 480,34 € 3.000,00 € 2.194,51 € 2.500,00 €

Gesamt 158.167,20 € 158.167,20 € 244.022,28 € 178.503,00 € 236.329,44 €

8.894,00 € 8.894,00 €

19.384,99 €

1.098,51 €

32.675,50 € 32.770,00 €

2.624,46 €

-

3.695,60 €

25.724,03 € 43.796,20 €

Gettorf 0,00 €

25.000,00 € 18.287,57 € 30.000,00 €

10.241,00 € 10.241,00 €

33.523,00 € 33.523,00 €

- -

54.800,00 € 54.800,00 €

44.669,00 €

Mastbrook 0,00 €

-Nortorf

35.166,00 €

21.324,00 € 15.598,57 € 21.216,00 €

- - -

Kronshagen 35.063,28 € 25.648,89 € 36.247,24 €9.709,20 € 9.709,20 € 0,00 €

25.000,00 € 18.287,57 € 15.000,00 €Aukrug

54.800,00 € 40.086,36 € 54.800,00 €

- - -- -

25.000,00 € 25.000,00 €

11.000,00 € 11.000,00 €
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